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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

05.09.2024 

Geschäftszahl 

Ra 2024/09/0037 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ra 2024/09/0040 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2001/09/0035 E 17. November 2004 RS 7 

Stammrechtssatz 

Die Umschreibung des vorgeworfenen Verhaltens im Disziplinarerkenntnis muss einem höheren Grad an 
Bestimmtheit genügen als die bloß im Verdachtsbereich erfolgende Darstellung des präsumtiven 
Fehlverhaltens im Einleitungsbeschluss oder auch im Verhandlungsbeschluss. Ob ein 
Anschuldigungspunkt in diesem Sinne ausreichend genau umschrieben ist, ist in jedem einzelnen Fall 
anhand der konkret vorgeworfenen Dienstpflichtverletzung danach zu beurteilen, ob der Beschuldigte 
dadurch in die Lage versetzt ist, sich im Rechtsmittelverfahren sowohl mit auf den konkreten Tatvorwurf 
bezogenen rechtlichen Argumenten als auch mit Beweisanboten zur Wehr zu setzen, und davor geschützt 
wird, wegen desselben Vorwurfes nochmals zur Verantwortung gezogen zu werden. 
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